Preußiſche Geſct amb 


Jahrgang 1918 Nr. 36. 


(Nr. 11702.) Anordnung ber Preußiſchen Regierung, betreffend die Beſtellung weiblicher 
Perſonen zu Mitgliedern gemiſchter ſtädtiſcher Verwaltungsdeputationen. 
Vom 23. November 1918. 


Die Preußiſche Regierung ordnet hiermit folgendes an: 
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Zu Mitgliedern gemiſchter ſtädtiſcher Verwaltungsdeputationen können auch 
weibliche Perſonen beſtellt werden, wenn ſie die Vorausſetzungen erfüllen, unter 
denen nach den geltenden Geſetzen männlichen Perſonen das Bürgerrecht zuſteht. 
Inſoweit nach den beſtehenden Beſtimmungen der Beſitz des Bürgerrechts für 
männliche Perſonen an Haus⸗ und Grundbeſitz, Einkommen oder Steuerzahlung 
geknüpft ift, find bei verheirateten weiblichen Perſonen dieſe Vorausſetzungen auch 
dann als vorliegend anzuſehen, wenn ſie bei dem Ehemanne erfüllt ſind. Im 
übrigen find Steuerzahlungen, Einkommen, Haus- und Grundbeſitz der minder- 
jährigen oder in elterlicher Gewalt befindlichen Kinder der Mutter anzurechnen 


| § 2. 
Dieſe Verordnung tritt fofort in Kraft. 
Berlin, den 23. November 1918. 


Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Strobel. 
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